
Nach langwierigen innenpolitischen Auseinandersetzungen setzte der 

israelische Ministerpräsident Ariel Scharon 2005 mit Unterstützung der 

Opposition (u. a. der Arbeitspartei „Awoda“) und gegen Widerstand aus seinen 

eigenen Reihen (Likud) den Abzug Israels aus dem Gazastreifen durch. Dieses 

Vorhaben wurde als Sharon-Plan bekannt. Ariel Scharon legte den Plan am 3. 

Februar 2004, noch zu Lebzeiten Jassir Arafats, vor. Nach seiner Ansicht 

waren keine politischen Verhandlungen oder eine friedliche Lösung mit der 

palästinensischen Seite mehr möglich. Ariel Scharon wollte Siedlungen 

evakuieren, die bei einer endgültigen Lösung nicht zu halten wären. Der Plan 

sollte die Sicherheit Israels verbessern, eine einseitige Lösung des Nahost-

Konflikts ermöglichen und eine Trennung zwischen Israelis und Palästinensern 

vorbereiten. Die Palästinenser waren hingegen der Ansicht, der Plan müsse 

durch internationale Vereinbarungen legitimiert werden, und verlangten einen 

kompletten Abzug aus den besetzten Gebieten. Die palästinensische Führung 

lehnte den Plan restriktiv ab. 

Zu einer Demonstration in Tel Aviv für einen Abzug aus dem Gazastreifen 

kamen 150.000 Menschen. Nach Umfragen befürworten 71 % der Israelis den 

Abzug. 

In einer Fatwa erklärte jedoch 

der Mufti von Ramallah, Scheich 

Jamal al-Bawatna, dass es gegen 

religiöses Gesetz verstoße, 

israelische Siedler und Soldaten 

anzugreifen und somit den Abzug 

zu verhindern. 
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Der Chef der größten israelischen Oppositionspartei, der Awoda, Shimon 

Peres, unterstützte den Plan, wies aber am 6. Februar 2004 auf das Risiko 

hin, dass die islamistische Hamas den Gazastreifen übernehmen könnte. 

Leider sollte er damit Recht behalten, was wir heute wissen. 



Am 15. August 2005 begann der Abzug mit einem Einreise- und 

Aufenthaltsverbot für israelische Zivilisten. Den Bewohnern der 21 

israelischen Siedlungen im Gazastreifen wurde eine Frist von 48 Stunden 

gewährt und danach die zwangsweise Räumung des Gebietes durch 

israelisches Militär eingeleitet. Viele der Siedler wehrten sich energisch und 

auch mit Gewalt gegen die Räumung, Sharon aber wich nicht von seinem Plan ab. 

Am 12. September 2005 verließ der letzte israelische Militärkonvoi den 

Gazastreifen über den Grenzübergang Kissufim, Israels Präsenz im 

Gazastreifen endete, und nur die Grenzübergänge zu Israel blieben unter 

seiner Kontrolle. Der Kampf um die von den Israelis freigegebenen Gebiete 

wurde blutig ausgetragen, Hunderte arabische Zivilisten wurden getötet. Um 

die Inbesitznahme des Gazastreifens rivalisierten nun aber einflussreiche 

Familien, sowie Hamas und PLO. Zugleich nahmen die vom Gazastreifen 

ausgehenden Anschläge, darunter Raketenangriffe, auf israelisches 

Territorium zu. 

Der israelische Ministerpräsident Scharon wies am 25. Dezember 2005 die 

israelischen Streitkräfte an, Raketenangriffe aus dem Gazastreifen zu 

unterbinden. Dazu sollte eine 2,5 Kilometer breite Sperrzone im nördlichen 

Gazastreifen eingerichtet werden, die von Palästinensern nicht mehr betreten 

werden durfte. Am 27. Dezember forderte die israelische Armee die 

palästinensischen Bewohner dieser „Sicherheitszone“ durch Flugblätter und 

Lautsprecherdurchsagen auf, sie zu verlassen. 


